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Drucksache Nr. 575 


Anfrage Nr. 52 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 


betr. : Strompreise. 


Mit Runclerlcil^. Nr. 10/49 der Verwaltung für Wirtschaft vom 
19. September 1949 betreffend* langfristige Stromlieferimgs ver- 
trage und Preisstop wird bestimmt, daR bei vertragsloseiu 
Zustand die Stromabnehmer keinen Anspruch auf Weiterbelief c- 
rimg zu den bisherigen Preisen unter Berufung auf die Preis- 
stopverordnung liaben. Zweifellos handelt es sich bei dem 
gegenwärtigen Verbandsystem der Stromerzeuger in der Bundes- 
republik und der herrschenden Kapitalnot in der ElektrizitUts- 
erzeiigung um eine Art Monopol, das von den Stromabnehmern, 
hauptsächlich den Ciemeinden und Kreisen, garnicht umgangen 
werden kann. Solange dieser nionopolähnliche Zustand nicht 
durcii andere Maßnahmen beseitigt worden ist, erscheint es 
nicht ungefährlicli, den Verbrauchern den Schutz vor ungerecht- 
fertigten Preissteigerungen seitens der Stromlicferbetriebe zu 
nehmen. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung, ob sie unter den 
gegebenen L mständen der Ansicht ist, daß die Anordnung 
Nr. 10 49 der Verwaltung für Wirtschaft einer gerechten Rege- 
lung im Sinne des Schutzes des schwächeren Partners entspricht. 

Bonn, den 17. 1 ebruar 1950 

Dr. Preusker Dr, Oellers 

Dr. Schäfer und Fraktion 
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